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Solidarität mit den Kassler Stadtverordneten

Sehr geehrte Frau Stadtverordnetenvorsteherin Dr. van den Hövel-Flanemann,

Ich möchte Sie davon unterrichten, dass die Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Offenbach a.M. in ihrer Sitzung vom 27.01.2022 zu 2021-26/DS-l(A)0219 den 
folgenden Beschluss gefasst:

„Die Offenbacher Stadtverordnetenversammlung bekundet ihre Solidarität mit ihren 
Kolleginnen der Stadt Kassel, nachdem dort am Montag, den 24. Januar 2022, die 
Stadtverordnetenversammlung aufgrund einer ernstzunehmenden Bombendrohung 
frühzeitig beendet werden musste.

Der Umstand, dass demokratisch gewählte Vertreterinnen der Stadt Kassel an der 
Ausübung ihres Amtes erfolgreich gehindert wurden und darüber hinaus bei dem 
Versuch der Wahrnehmung ihrer demokratisch legitimierten Aufgabe um ihr Leben 
fürchten mussten, ist besorgniserregend und kein hinnehmbarer Zustand in einer 
Demokratie.

Obwohl die Täterinnen selbst noch nicht identifiziert werden konnten, gehen aus den 
Worten des Drohschreibens „Maskenpflicht, Testwahn, Impfzwang! Ihr habt dem Volk 
den Krieg erklärt. Den Krieg, den könnt ihr haben“, die demokratie- und 
staatsfeindlichen Absichten der Verfasserinnen deutlich hervor. Die Offenbacher 
Stadtverordneten grenzen sich deutlich von den erkennbaren antidemokratischen 
und staatsfeindlichen Absichten der Verfasserinnen ab. Hier wurde klar eine Grenze 
überschritten.

Wir leben in einer offenen, gewaltfreien und diversen Gesellschaft, in der 
unterschiedliche Meinungen und Positionen in einem offenen, aber zugleich auch 
friedlichen Diskurs präsentiert werden können. Das Drohschreiben zeigt jedoch 
deutlich, dass es sich nicht allein um eine Kritik an den Corona-Maßnahmen handelt, 
sondern um einen Angriff gegen unseren Staat, gegen die Grundfesten unserer 
freiheitlichen-demokratischen Gesellschaft.



Wir erklären uns solidarisch mit unseren Kolleginnen und Kollegen der 
Stadtverordnetenversammlung und den Mitgliedern des Magistrats der Stadt Kassel. 
Wir bekräftigen, dass wir uns als Offenbacher Stadtverordnete den demokratischen 
und rechtsstaatlichen Strukturen der Bundesrepublik Deutschland und den Werten 
des Grundgesetzes verpflichtet sehen.

Einschüchterung und Gewalt sind kriminell und kein Mittel der Politik.“

Gerne komme ich dem Auftrag der Stadtverordnetenversammlung nach, diesen 
Beschluss an Sie weiterzuleiten.

Ich verbinde damit auch herzliche Grüße an alle Kolleginnen und Kollegen der Stadt 
Kassel.
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